
gewährenden Angleichungsfristen für Bestandsbetriebe keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken.

(Amtliche Leitsätze)

n Hinweis der Redaktion: Der Volltext der Entscheidung ist 
abrufbar unter BeckRS 2025, 12516.

REHABILITIERUNGSRECHT

Keine Vermutung einer sachlichen Rechtfertigung 
bei Einweisungen in andere als Spezialheime

VerfGH Berlin, Beschluss vom 13. Mai 2025 – VerfGH 
40/21 (KG Berlin)

StrRehaG §§ 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2, 2 Abs. 1 Satz 1, 10

1. Bestehen dafür, dass eine Heimeinweisung eines Kindes 
möglicherweise nicht fürsorgerisch, sondern politisch oder 
sonst sachfremd motiviert war, Anhaltspunkte, nach denen 
sich eine weitere Aufklärung aufdrängt, hat das Gericht im 
Rahmen pflichtgemäßen Ermessens von sich aus die zur Auf­
klärung des Sachverhalts notwendigen Maßnahmen zu tref­
fen.

2. Dabei hat das Gericht - unterstützt von der Staatsanwalt­
schaft und durch die nach § 10 Abs. 2 StrRehaG verpflich­
tende Mitwirkung des Antragstellers - sämtliche Erkenntnis­
quellen zu verwenden, die erfahrungsgemäß dazu führen 
können, die Angaben der Betroffenen zu bestätigen

3. Hält sich ein Rehabilitierungsgericht an die Tatsachen­
feststellungen der Gerichte oder Behörden der DDR für ge­
bunden, verweigert es den Betroffenen die von Verfassungs 
wegen geforderte Überprüfung erheblicher Tatsachen und 
verfehlt damit das vom Gesetzgeber verfolgte Ziel, zur Reha­
bilitierung politisch (Straf-)Verfolgter die fortdauernde Wirk­
samkeit von Urteilen dieser Gerichte oder Entscheidungen 
dieser Behörden zu durchbrechen.

(Leitsätze der Redaktion)

n Sachverhalt: Die Beschwerdeführerin begehrt die Rehabi­
litierung für ihre Unterbringung in einem Kinderheim der 
Deutschen Demokratischen Republik (DDR).
Die im Jahr 1966 geborene Beschwerdeführerin wuchs als 
jüngstes von vier Kindern ihrer verheirateten Eltern zunächst 
in deren Haushalt in Ost-Berlin auf. Seit der Geburt hatte sie 
einen schweren Herzfehler, der zu hohem medizinischem Be­
treuungsbedarf und erheblichen gesundheitlichen Einschrän­
kungen führte. Erst nach einer Operation im Sommer 1972 
konnte die Beschwerdeführerin an einigen alterstypischen 
Aktivitäten teilnehmen, auch wenn ihre Konstitution fragil 
blieb.
Am 21. Dezember 1972 reisten ihre Eltern genehmigt nach 
West-Berlin, um ihre Tante väterlicherseits zu besuchen. 
Während der Vater der Beschwerdeführerin dort noch zum 
Zwecke des Besuchs verblieb, kehrte die Mutter wie mit den 
Kindern abgesprochen nach einigen Stunden in den Haus­
halt zurück. Das älteste Kind war zu diesem Zeitpunkt 10 
Jahre, die Beschwerdeführerin war 6 Jahre alt. Während der 
elterlichen Abwesenheit holten die Volkspolizei und Kräfte 
der Staatssicherheit die Beschwerdeführerin und ihre Ge­
schwister aus der Wohnung. Die Beschwerdeführerin wurde 
an diesem Tag in das Durchgangsheim „Alt-Stralau“ ver­
bracht, in dem sie bis zum 8. Januar 1973 verblieb.
Am 8. Januar 1973 ordnete der Rat des Stadtbezirks Berlin-
Treptow - Abteilung Volksbildung/Referat Jugendhilfe - we­

gen „Vernachlässigung der Aufsichtspflicht“ die Heimerzie­
hung der Beschwerdeführerin und ihrer Geschwister an. Auf 
der Grundlage dieser Entscheidung erfolgte die Unterbrin­
gung der Kinder vom 9. Januar 1973 bis Juni 1979 in dem 
Kinderheim „A.S. Makarenko“. Zwischen den Geschwistern 
bestand kein Kontakt, da sie in unterschiedlichen Häusern 
untergebracht waren. Besuche nach Hause wurden der Be­
schwerdeführerin anfänglich nicht gestattet, sondern nur Be­
suche im Heim; später durften Besuche bei der in Potsdam 
lebenden Tante der Beschwerdeführerin erfolgen und ab dem 
5. Juni 1978 probeweise auch Besuche bei der Mutter. Der 
Vater der Beschwerdeführerin war im November 1973 ver­
storben.
Ab Juni 1979 folgten für die Beschwerdeführerin weitere 
Unterbringungen in einem Spezialkinderheim, einem Jugend­
heim, einem Durchgangsheim und mehreren Jugendwerkhö­
fen. Zuletzt war die Beschwerdeführerin vom 27. Oktober 
1983 bis zum Eintritt der Volljährigkeit in dem Jugendwerk­
hof „Neues Leben“ in Gerswalde untergebracht. Für eine 
Unterbringung in dem Geschlossenen Jugendwerkhof Tor­
gau wurde die Beschwerdeführerin mit Beschluss des Land­
gerichts Berlin vom 25. Juli 2012 rehabilitiert.
Die Beschwerdeführerin beantragte mit Schriftsatz ihrer Ver­
fahrensbevollmächtigten vom 13. April 2017 Rehabilitie­
rung nach dem strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz - 
StrRehaG - hinsichtlich der Einweisung und Unterbringung 
in dem Durchgangsheim „Alt-Stralau“, dem Kinderheim 
„A.S. Makarenko“, dem Spezialkinderheim „Käthe Koll­
witz“ und dem Jugendwerkhof „Neues Leben“.
Mit Beschluss vom 11. Juni 2020 rehabilitierte das Landge­
richt Berlin die Beschwerdeführerin hinsichtlich der Einwei­
sung und Unterbringung in dem Durchgangsheim ,,Alt-
Stralau“ angesichts der dortigen Missstände, welche die auf­
grund ihrer Herzoperation im Juli 1972 geschwächte Be­
schwerdeführerin besonders schwer getroffen hätten; im Üb­
rigen wies das Landgericht Berlin den Rehabilitierungsan­
trag als unbegründet zurück.
Mit Beschluss vom 14. Januar 2021 verwarf das Kammerge­
richt die gegen die Zurückweisung erhobene Beschwerde der 
Beschwerdeführerin wie auch die Beschwerde der General­
staatsanwaltschaft gegen die Teilrehabilitierung als unbe­
gründet. Hinsichtlich des Kinderheims „A.S. Makarenko“ 
lasse sich nicht feststellen, dass die Einweisung und Unter­
bringung politischer Verfolgung gedient hätten oder aus 
sonstigen sachfremden Motiven erfolgt seien; die noch vor­
handenen Unterlagen sprächen vielmehr dafür, dass die Ein­
weisung und Unterbringung fürsorgerisch motiviert gewesen 
seien.
Das Kammergericht stützt sich dafür wesentlich auf einen 
Ermittlungsbericht des Ministeriums für Staatssicherheit 
(MfS), dem zentralen Überwachungs- und Repressionsap­
parat der DDR. Dieser Ermittlungsbericht zum Umfeld 
des Bruders der Beschwerdeführerin im Rahmen einer sog. 
Wohngebietsermittlung wurde im März 1982 und damit 
über neun Jahre nach ihrer Abholung und Einweisung in 
das Kinderheim verfasst und beschreibt die Mutter der Be­
schwerdeführerin „als parteilos und den gesellschaftspoliti­
schen Belangen desinteressiert und ablehnend gegenüberste­
hend“. Zudem wird festgehalten, die Mutter der Beschwer­
deführerin zeige „seit Jahren asoziale Verhaltensweisen“ und 
sei „Alkoholikerin und deshalb unbeherrscht und aufbrau­
send sowie erziehungsunfähig“.
Daneben hält das Kammergericht einen im Juli 1982 ver­
fassten Jugendgerichtshilfebericht, der von Erziehungsunfä­
higkeit, Störungen der Erziehungsarbeit und gegensätzlicher 
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Erziehungsarbeit seitens der Mutter spricht, ohne dass diese 
erläutert oder belegt würden, für aussagekräftig, um jahre­
lange Erziehungsschwierigkeiten der Mutter zu belegen.
Das Landgericht, dessen Gründe sich das Kammergericht 
zu eigen gemacht hat, stützte sich zusätzlich auf zwei po­
lizeiliche Vernehmungen der Mutter und der Beschwerde­
führerin aus dem Juni 1982 im Rahmen einer gegen die 
Beschwerdeführerin gerichteten strafrechtlichen Ermittlung 
wegen Diebstahls eines Mofas. In diesem Zusammenhang, 
in dem strafrechtliche Sanktionen im Raum standen, teilte 
die damals 16jährige Beschwerdeführerin mit, sie sei „auf­
grund häuslicher Verhältnisse“ in das Kinderheim eingewie­
sen worden. Die Mutter gab an, die Kinder hätten am Tag 
ihrer Inobhutnahme, die zur Einweisung in das Durchgangs­
heim „Alt-Stralau“ geführt hatte und hinsichtlich derer die 
Beschwerdeführerin bereits rehabilitiert ist, „mit Streichhöl­
zern gespielt und die Wohnung verwüstet“, In der gleichen 
Vernehmung erklärte die Mutter, die Beschwerdeführerin ha­
be „eine normale Entwicklung als Kleinkind genommen“, 
obgleich die Beschwerdeführerin, wie geschildert, seit ihrer 
Geburt vor allem bis zum sechsten Lebensjahr aber auch 
darüber hinaus an den Folgen eines schweren Herzfehlers 
gelitten hatte.
Erfolgversprechende Ermittlungsmaßnahmen, die zusätzliche 
Aufklärung zu den Gründen der damaligen Einweisungsent­
scheidungen geben könnten, existierten nach Auffassung des 
Kammergerichts nicht. Die hierauf erhobene Anhörungsrüge 
wies das Kammergericht mit Beschluss vom 30. April 2021 
als unzulässig zurück.
Am 29. März 2021 hat die Beschwerdeführerin Verfassungs­
beschwerde erhoben, mit der sie die Aufhebung des Be­
schlusses des Kammergerichts vom 14. Januar 2021, soweit 
der Beschwerde „nicht abgeholfen“ worden ist, und des Be­
schlusses des Landgerichts Berlin vom 11. Juni 2020 sowie 
ihre Rehabilitierung im Hinblick auf die Einweisung in das 
Kinderheim „A.S. Makarenko“, hilfsweise die Aufhebung 
der Beschlüsse in dem genannten Umfang und Zurückver­
weisung an das Kammergericht zu einer erneuten Entschei­
dung begehrt. Die Beschwerdeführerin rügt die Verletzung 
ihres Rechts auf rechtliches Gehör, ihrer Menschenwürde 
und ihres Rechts auf effektiven Rechtsschutz.
Im Jahr 2022 beantragte die Beschwerdeführerin beim Land­
gericht Berlin die Wiederaufnahme ihres Rehabilitierungs­
verfahrens. In der Folge setzte der Verfassungs-gerichtshof 
das hiesige Verfahren mit Beschluss vom 22. Februar 2024 
bis zur Entscheidung des Landgerichts Berlin I über den 
Wiederaufnahmeantrag aus. Der Wiederaufnahmeantrag 
war teilweise erfolgreich. Das Landgericht Berlin I rehabili­
tierte die Beschwerdeführerin mit Beschluss vom 25. Juni 
2024 hinsichtlich der Einweisungen und Unterbringungen in 
dem Spezialkinderheim „Käthe Kollwitz“ und dem Jugend­
werkhof „Neues Leben“. Die Beschwerdeführerin hat an­
schließend mit Schriftsatz vom 23. August 2024 die ur­
sprünglich auch auf Unterbringung in diesen Einrichtungen 
bezogene Verfassungsbeschwerde insoweit zurückgenom­
men.
Auf die sofortige Beschwerde der Beschwerdeführerin gegen 
die teilweise Verwerfung ihres Wiederaufnahmeantrages ver­
wies das Kammergericht die Sache mit Beschluss vom 7. No­
vember 2024 wegen einer Verletzung des Rechts auf den ge­
setzlichen Richter zur neuen Prüfung und Entscheidung an 
das Landgericht Berlin I zurück. Das Landgericht Berlin I 
verwarf darauf den Wiederaufnahmeantrag hinsichtlich der 
Unterbringung im Kinderheim „A.S. Makarenko“ mit Be­
schluss vom 19. Dezember 2024 als unzulässig, weil die Be­

schwerdeführerin keine neuen Tatsachen vorgetragen habe, 
die eine Wiederaufnahme und Rehabilitierung rechtfertigen 
könnten.
Der Verfassungsgerichtshof hat das Verfahren wiederaufge­
nommen und der Beschwerdeführerin unter Beiordnung 
ihrer Verfahrensbevollmächtigten durch Beschluss vom 
29. November 2024 Prozesskostenhilfe gewährt.

n Aus den Entscheidungsgründen: 1. Das Verfahren ist hin­
sichtlich des Beschlusses des Landgerichts Berlin vom 11. Ju­
ni 2020 in Bezug auf die Einweisung und Unterbringung in 
dem Spezialkinderheim „Käthe Kollwitz“ und dem Jugend­
werkhof „Neues Leben“ einzustellen, weil die Verfassungs­
beschwerde wegen der zwischenzeitlich erfolgten Rehabili­
tierung durch Beschluss des Landgerichts Berlin I vom 
25. Juni 2024 insoweit zurückgenommen wurde.
2. Im Übrigen ist die Verfassungsbeschwerde - soweit zuläs­
sig - begründet.
a) Die Verfassungsbeschwerde ist hinsichtlich des auf Reha­
bilitierung gerichteten Hauptantrages unzulässig. Soweit die 
Beschwerdeführerin eine abschließende Entscheidung des 
Verfassungsgerichtshofes in der Sache begehrt, ist dieser Ent­
scheidungsausspruch im Gesetz über den Verfassungsge­
richtshof - VerfGHG - nicht vorgesehen. Gesetzlicher Regel­
fall ist nach § 54 Abs. 3 VerfGHG die Aufhebung der ange­
griffenen Entscheidung und die Zurückverweisung an die 
zuständigen Gerichte. Gründe, von diesem gesetzlichen Re­
gelfall ausnahmsweise abzusehen, sind weder dargelegt noch 
ersichtlich.
b) Ebenso unzulässig ist die gegen den Beschluss des Landge­
richts Berlin vom 11. Juni 2020 gerichtete Verfassungsbe­
schwerde, da insoweit nur Verletzungen von Grundrechten 
gerügt werden, die im weiteren Verfahren vor dem Kammer­
gericht korrigierbar waren (…).
c) Im Übrigen ist die Verfassungsbeschwerde zulässig und 
begründet. Der Beschluss des Kammergerichts verletzt das 
Recht der Beschwerdeführerin auf effektiven Rechtsschutz 
aus Art. 15 Abs. 4 der Verfassung von Berlin (VvB).
aa) Das Grundrecht gewährt - wie Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG 
- einen substantiellen Anspruch auf eine möglichst wirksame 
gerichtliche Kontrolle in allen von der jeweiligen Prozessord­
nung zur Verfügung gestellten Instanzen (…). Die Gerichte 
sind verpflichtet, die angefochtenen Akte der öffentlichen 
Gewalt in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht umfassend 
nachzuprüfen (…). Das Grundrecht ist unter anderem dann 
verletzt, wenn die Gerichte die prozessrechtlichen Möglich­
keiten zur Sachverhaltsfeststellung so eng auslegen, dass ih­
nen eine sachliche Prüfung derjenigen Fragen, die ihnen vor­
gelegt worden sind, nicht möglich ist und das vom Gesetzge­
ber verfolgte Verfahrensziel deshalb nicht erreicht werden 
kann (…). An die eine Amtsermittlung nach sich ziehende 
Darlegung durch die Antragstellenden sind insoweit keine 
allzu hohen Anforderungen zu stellen (…).
§ 10 Abs. 1 Satz 1 StrRehaG verpflichtet die Gerichte zur 
Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen. Dies erschien 
dem Gesetzgeber nicht nur wegen der Nähe zum Strafver­
fahren notwendig, sondern auch im Hinblick auf die beson­
dere Fürsorgepflicht des Gerichts gegenüber den Antragstel­
lenden und wegen der Schwierigkeit erforderlich, die häufig 
in ferner Vergangenheit liegenden Sachverhalte zu ermitteln. 
Das Gericht muss deshalb die für seine Entscheidung erheb­
lichen Tatsachen selbst prüfen. Es muss Hinweisen auf eine 
mögliche politische Verfolgung oder sonstige sachfremde 
Gründe unter Ausnutzung aller ihm im Freibeweisverfahren 
zur Verfügung stehenden Mittel nachgehen (…). Da es hier­
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zu von Amts wegen verpflichtet ist, sind an die Darlegung 
durch die Antragstellenden keine allzu hohen Anforderun­
gen zu stellen. Das Gericht hat im Rahmen pflichtgemäßen 
Ermessens von sich aus die zur Aufklärung des Sachverhalts 
notwendigen Maßnahmen zu treffen. Es hat - unterstützt 
von der Staatsanwaltschaft und durch die nach § 10 Abs. 2 
StrRehaG verpflichtende Mitwirkung der Antragstellenden - 
sämtliche Erkenntnisquellen zu verwenden, die erfahrungs­
gemäß dazu führen können, die Angaben der Betroffenen zu 
bestätigen (…).
Hält sich ein Rehabilitierungsgericht an die Tatsachenfest­
stellungen der Gerichte oder Behörden der DDR für gebun­
den, verweigert es den Betroffenen die von Verfassungs we­
gen geforderte Überprüfung erheblicher Tatsachen und ver­
fehlt damit das vom Gesetzgeber verfolgte Ziel, zur Rehabi­
litierung politisch (Straf-)Verfolgter die fortdauernde Wirk­
samkeit von Urteilen dieser Gerichte oder Entscheidungen 
dieser Behörden zu durchbrechen (…). Ein solchermaßen 
ineffektives Rehabilitierungsverfahren steht in Widerspruch 
zum Rechtsstaatsprinzip (…). Das Rehabilitierungsgericht 
hat daher gerade auch im Falle durch Gerichte oder Behör­
den der DDR dokumentierter Einweisungsgründe hinsicht­
lich eines angeblichen Fürsorgegrundes selbst umfassend zu 
ermitteln. wenn sich Anhaltspunkte für (auch) sachfremde 
Zwecke der Einweisung ergeben (…).
Erst wenn das Gericht alle Erkenntnismöglichkeiten ausge­
schöpft hat, entscheidet es in freier Beweiswürdigung (…).
Hinsichtlich der Grundlage der Beweiswürdigung fordert 
§ 10 Abs. 2 StrRehaG nicht den vollen Beweis. sondern lässt 
die Glaubhaftmachung genügen. Damit wird für das Reha­
bilitierungsverfahren klargestellt, dass für die Überzeugungs­
bildung des Gerichts eine überwiegende Wahrscheinlichkeit 
genügt (…). Die Nichterweislichkeit anspruchsbegründender 
Tatsachen geht allerdings zu Lasten der Antragstellenden 
(…), soweit nicht zu ihren Gunsten die Vermutung des § 10 
Abs. 3 Satz 1 StrRehaG eingreift (…). Nach dieser Vorschrift 
ist bei einer Einweisung in ein Spezialheim zu vermuten, 
dass sie sachfremden Zwecken diente (…). Die Vorschrift 
rechtfertigt indes nicht den Umkehrschluss, bei Einweisun­
gen in andere als Spezialheime bestünde eine Vermutung, 
dass sie durch sachliche Zwecke gerechtfertigt wären, wel­
che die Antragstellenden zu erschüttern hätten.
bb) Nach diesem Maßstab hat das Kammergericht seine 
Aufgabe zur Gewährung effektiven Rechtsschutzes verfehlt, 
indem es der ihm obliegenden Amtsermittlungspflicht nicht 
hinreichend nachgekommen ist. Erheblich für die Rehabili­
tierungsentscheidung war hier u.a. die Frage, aus welchen 
Gründen es zur Heimeinweisung der Beschwerdeführerin ge­
kommen ist (§ 2 Abs. 1 Satz 1 StrRehaG i.V.m. § 1 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 StrRehaG). Dies haben das Landgericht und 
dem folgend das Kammergericht trotz weiterer vorhandener 
Ermittlungsmöglichkeiten nicht ausreichend aufgeklärt.
Das Kammergericht hat - dem Landgericht Berlin I folgend 
- auf der Grundlage der noch vorhandenen Unterlagen 
und der jedenfalls teilweise beigezogenen Akten des Minis­
teriums für Staatssicherheit der DDR angenommen, die Er­
mittlungen hätten keinerlei Belege dafür erbracht, dass die 
Einweisung und Unterbringung der Beschwerdeführerin in 
den Kinderheimen der politischen Verfolgung oder sonst 
sachfremden Zwecken gedient hätten oder mit wesentlichen 
Grundsätzen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung 
unvereinbar gewesen wären. Es hat vielmehr auf Grundlage 
behördlicher Dokumente der DDR aus dem Jahr 1982 - 
einem Jugendgerichtshilfebericht des Rates Berlin-Treptow, 
polizeilichen Vernehmungsprotokollen und einem Bericht 

des Ministeriums für Staatssicherheit - eine fürsorgerisch 
bedingte Heimeinweisung in ein „Normalkinderheim“ ange­
nommen. Aus den Sachverhaltsfeststellungen wie auch aus 
dem Vortrag der Beschwerdeführerin ergeben sich jedoch 
Hinweise auf sachfremde Gründe der Einweisung, denen das 
Kammergericht nicht unter Ausnutzung aller ihm zur Verfü­
gung stehenden Mittel nachgegangen ist.
Die Beschwerdeführerin hatte die Vermutung geäußert, dass 
die Heimeinweisung politisch motiviert gewesen sei, da sie 
gemeinsam mit ihren drei Geschwistern von der Polizei und 
Kräften der Staatssicherheit abgeholt worden sei, während 
sich ihre Eltern zu einem vorab angemeldeten und geneh­
migten Besuch in West-Berlin aufgehalten hatten. Im Kinder­
heim sei ihr mitgeteilt worden, sie sei wegen einer versuch­
ten Republikflucht ihrer Eltern ins Heim gekommen. Dieser 
Vortrag der Beschwerdeführerin lässt es auch unter Berück­
sichtigung der ihm entgegenstehenden behördlichen Unter­
lagen der DDR, die für eine fürsorgerisch bedingte Einwei­
sung sprechen sollen, in der Gesamtschau mit den konkreten 
Umständen des Einzelfalls möglich erscheinen, dass die Ein­
weisung und Unterbringung auch auf sachfremden Motiven 
oder politischer Verfolgung beruhte. Hierbei ist zu berück­
sichtigen, dass die inhaltliche Richtigkeit der von den In­
stanzgerichten herangezogenen Unterlagen, die sämtlich von 
DDR-Behörden erstellt wurden, von der Beschwerdeführerin 
mit nachvollziehbarem Vortrag in Zweifel gezogen worden 
war. Zudem wären insbesondere die polizeilichen Verneh­
mungsprotokolle als Erkenntnisquelle sowohl angesichts des 
Kontexts einer für die Beschwerdeführerin wie für ihre Mut­
ter bedrohlichen Strafverfolgung als auch bezüglich ihres 
offensichtlich unzutreffenden Inhalts wie bspw. der Behaup­
tung einer „normalen kleinkindlichen Entwicklung“ der seit 
Geburt schwer herzkranken Beschwerdeführerin einer kriti­
schen Überprüfung zu unterziehen gewesen. Es hätte insge­
samt Anlass bestanden zu überprüfen. ob bei unzutreffenden 
oder sehr unwahrscheinlichen Angaben in den behördlichen 
Unterlagen der DDR hieraus Rückschlüsse auch auf die An­
gabe des Einweisungsgrundes hätten gezogen werden kön­
nen.
Dafür, dass die Einweisung möglicherweise nicht fürsorge­
risch, sondern politisch oder sonst sachfremd motiviert war, 
gibt es auch außerhalb des Vortrags der Beschwerdeführe­
rin Anhaltspunkte, nach denen sich eine weitere Aufklärung 
aufgedrängt hätte. Hierfür spricht zunächst der kurze Zeit­
raum der Abwesenheit der Eltern, der es möglich erscheinen 
lässt, dass dieser für die Abholung der Kinder durch Mit­
arbeitende zweier Sicherheitsbehörden bewusst ausgenutzt 
worden war. Jedenfalls erfordert dieser erklärungsbedürftige 
Umstand eine weitere Aufklärung des vorgeblich zur Einwei­
sung führenden Geschehens.
Auch dass die Geschwister in dem Kinderheim „A.S. Maka­
renko“ von Beginn an getrennt von- und ohne Kontakt zu­
einander untergebracht wurden, dürfte bei dem angegebenen 
Einweisungsgrund der „Vernachlässigung der Aufsichts­
pflicht“ nicht zwingend gewesen sein und könnte ein Anhalt 
dafür sein, dass sachfremde Erwägungen bei der Einweisung 
eine Rolle spielten. Hierbei hätte sich das Kammergericht 
auch damit auseinandersetzen müssen, ob die wenige Tage 
vor Weihnachten erfolgte Einweisung, die eine durchgehende 
jahrelange Unterbringung der Beschwerdeführerin nach sich 
zog, dazu gedient haben könnte, die Eltern der Beschwerde­
führerin politisch zu verfolgen, weil sich vorläufig nicht ge­
nügend Belastendes gegen sie hatte finden lassen (…). Inso­
weit wäre genauer in den Blick zu nehmen gewesen, dass die 
Mutter der Beschwerdeführerin ausweislich des Ermittlungs­
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berichts des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR zum 
Bruder der Beschwerdeführerin vom 6. März 1982 als par­
teilos und den gesellschaftspolitischen Belangen desinteres­
siert gegenüberstehend sowie als Westmedien konsumierend 
und insgesamt westlich orientiert beschrieben wurde, was in 
diesem Kontext schwere Vorwürfe waren, welche durch die 
Feststellungen in der Staatssicherheitsakte der Mutter der 
Beschwerdeführerin verstärkt wurden, aber auch für sich ge­
nommen einen nicht fern liegenden Anhaltspunkt für eine 
Einweisung und Unterbringung der Kinder aus politischen 
Gründen darstellten.
Auf der Grundlage dieses Sachverhalts, der bereits verfügba­
ren Unterlagen und des Vortrags der Beschwerdeführerin 
hätte die Möglichkeit und Notwendigkeit weiterer Ermitt­
lungen bestanden. Es hätte nahegelegen, der Beschwerdefüh­
rerin gemäß § 10 Abs. 2 StrRehaG aufzugeben, eine ergän­
zende Sachverhaltsdarstellung ihrer ältesten Schwester H.zu 
den Umständen der Einweisungssituation vor Ort einzurei­
chen und gegebenenfalls die genannten Personen zu ermit­
teln und als Zeugen zu vernehmen. Die Wahrnehmungen der 
Schwester zum Anlass für die Einweisung in das Durch­
gangsheim „Alt-Stralau“ beanspruchen auch (…) unmittel­
bar Bedeutung für den Einweisungsgrund betreffend die Un­
terbringung in dem sich anschließenden „Normalkinder­
heim“. Da sich bereits aus den vorhandenen Unterlagen 
Hinweise auf Beobachtungen und Informationsweitergaben 
durch Nachbarn (ob als „Inoffizieller Mitarbeiter“ oder 
„Auskunftsperson“) hinsichtlich der konkreten Familienver­
hältnisse ergeben haben und die Beschwerdeführerin vermu­
tet, insbesondere die Nachbarfamilie B. hätte die Familie der 
Beschwerdeführerin möglicherweise längerfristig beobachtet 
und vielleicht auch am fraglichen Tag dem Ministerium für 
Staatssicherheit gemeldet, hätte es darüber hinaus nahegele­
gen, weitere Ermittlungen dahingehend anzustellen, ob da­
malige Nachbarn (…) zum möglichen Einweisungsgrund 
weitergehend Auskunft geben können.
Auf die von der Beschwerdeführerin geltend gemachte Ver­
letzung weiterer Grundrechte kommt es danach nicht mehr 
an; hinsichtlich der gerügten Verletzung der Menschenwürde 
aus Art. 6 VvB fehlt es bereits an substantiiertem Vortrag.

Mitgeteilt von Ass. jur. Philipp Mützel, Berlin

n Hinweis der Redaktion: Der Volltext der Entscheidung ist 
abrufbar unter BeckRS 2025, 9894.

Verpflichtung zur Zahlung einer Ausgleichsleistung 
nach dem BerRehaG

VG Greifswald, Urteil vom 26. März 2025 – 5 A 1995/21 
HGW

BerRehaG § 8 Abs. 1 Satz 1, Abs. 5

1. Die Pflichtverletzung der Rehabilitierungsbehörde, einen 
Antragsteller eindeutig und richtig über die Notwendigkeit 
zu beraten, zusätzlich zu seinem Antrag auf (vorläufige) Re­
habilitationsbescheinigung beim Sozialamt einen Antrag auf 
Ausgleichsleistungen nach § 8 Abs. 1 BerRehaG zu stellen, 
um sie bei Erteilung der Bescheinigung gemäß § 8 Abs. 5 
BerRehaG rückwirkend ab dem auf die Antragstellung fol­
genden Monat zu erhalten, löst einen sozialrechtlichen Her­
stellungsanspruch aus

2. Der sozialrechtliche Herstellungsanspruch greift ein, wenn 
ein Leistungsberechtigter in einem bestehenden oder ange­
bahnten Sozialrechtsverhältnis, das auf einem Anspruch auf 

Sozialleistung beruht, durch die Verletzung sozialbehördli­
cher Pflichten einen Nachteil erlitten hat.

(Leitsätze der Redaktion)

n Sachverhalt: Der Kläger begehrt rückwirkende Ausgleichs­
leistungen nach § 8 des Beruflichen Rehabilitierungsgesetzes 
(BerRehaG).
Mit Grundantrag vom 18. März 2020 beantragte der Kläger 
beim Justizministerium Mecklenburg-Vorpommern die Er­
teilung einer Rehabilitierungsbescheinigung nach dem Beruf­
lichen Rehabilitierungsgesetz zur Vorlage bei der Rentenver­
sicherung und zusätzlich eine vorläufige Rehabilitierungsbe­
scheinigung, da er beabsichtige, Ausgleichsleistungen zu be­
antragen. In dem Grundantrag findet sich der folgende Hin­
weis:
„Die Folgeansprüche - also die Leistungen selbst - sind ge­
sondert bei den Ämtern/Behörden zu beantragen, die die 
entsprechenden Leistungen erbringt. Die jeweils zuständigen 
Behörden prüfen dann auf der Basis der Grundentscheidung 
der Rehabilitierungsbehörde, inwieweit Folgeleistungen ge­
währt werden können.
Da die Folgeansprüche in der Regel erst ab Antragstellung 
bei den zuständigen Behörden von diesen gewährt werden, 
wird empfohlen, sich bei Bedarf unverzüglich hinsichtlich 
des weiteren Verfahrens an die für Sie zuständige Leistungs­
behörde zu wenden. Ggf. kann/sollte dort vorsorglich - also 
zeitgleich mit dem Antrag nach dem BerRehaG - ein ent­
sprechender Leistungsantrag und der Hinweis auf das hier 
anhängige Verfahren nach dem BerRehaG gestellt werden.“
Mit Bescheid vom 5. November 2020 lehnte das Justizminis­
terium Mecklenburg-Vorpommern den Antrag auf Rehabili­
tierung nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz ab. 
Hiergegen erhob der Kläger Klage. Nach einem gerichtlichen 
Hinweis stellte das Justizministerium Mecklenburg-Vorpom­
mern mit Änderungsbescheid vom 20. Mai 2021 fest, dass 
der Kläger Verfolgter im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 4 
des Beruflichen Rehabilitationsgesetzes ist.
Mit beim Beklagten am 21. Juni 2021 eingegangenem 
Schreiben beantragte der Kläger Ausgleichsleistungen nach 
dem Beruflichen Rehabilitationsgesetz.
Mit Bescheid vom 6. Juli 2021 erkannte der Beklagte für 
den Monat Juni 2021 80,00 Euro und ab dem Monat Juli 
2021 240,00 Euro monatliche Ausgleichsleistungen zu.
Hiergegen legte der Kläger am 30. Juli 2021 Widerspruch 
ein und beantragte, unter Aufhebung des Bescheides Aus­
gleichsleistungen bereits ab dem 18. März 2020 zu gewäh­
ren.
Mit Widerspruchsbescheid vom 27. Oktober 2021 wies der 
Beklagte den Widerspruch zurück und führte zur Begrün­
dung aus, dass eine rückwirkende Gewährung der Aus­
gleichsleistungen für die Zeit ab dem 18. März 2020, dem 
Zeitpunkt der Beantragung der Rehabilitierung nach dem 
Beruflichen Rehabilitierungsgesetz bei der Rehabilitierungs­
behörde (Grundantrag) aufgrund der Regelung in § 8 Abs. 5 
BerRehaG grundsätzlich ausgeschlossen sei. Es handele sich 
hierbei nicht um eine Ermessensentscheidung der Behörde, 
sodass individuelle Umstände und Besonderheiten eines An­
tragstellers nicht zu einem Abweichen vom gesetzlich gere­
gelten Zahlungsbeginn führen könne. Im Grundantrag vom 
18. März 2020 an das Justizministerium mit dem Vorder­
mann sei der Kläger ausdrücklich darauf hingewiesen wor­
den, dass Folgeansprüche gesondert bei den Ämtern zu be­
antragen seien, die die entsprechenden Leistungen erbringen. 
Es sei auch darauf hingewiesen worden, dass ein vorsorgli­
cher Leistungsantrag bei diesen Ämtern gestellt werden kön­
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